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Liebe Leserinnen und Leser
In diesem Rundbrief kommt auch 
der Verein Schutz-vor-Strahlung zu 
Wort. Der Verein hat eine weither-
um beachtete Pressemitteilung zur 
Gefahr durch Strahlen für unsere 
Ökosysteme, allem voran für die 

Insekten, veröffentlicht. Ausser-
dem erklärt die Präsidentin Rebek-
ka Meier fundiert und verständlich 
das lange erwartete Grundsatzur-
teil des Bundesgerichtes zum Fall 
Steffisburg. Mein eigener Kommen-
tar zu diesem Urteil darf natürlich 
auch nicht fehlen. Kürzeste Zusam-
menfassung: Die Einsprecherei wird 
weitergehen. Da können die Bau-
bewilligungsbehörden noch lange 
«Steffisburg, Steffisburg!» schreien.
Bei dieser Gelegenheit danken wir 
allen, die mit der Einzahlung ihres 
Mitgliederbeitrages zu unserem Er-
folg beitragen und freuen uns über 
alle, die das noch tun möchten. Un-
sere Bankdaten finden Sie auf der 
letzten Seite dieses Rundbriefes.
Einen schönen Frühling  
wünscht Ihnen allen
Hans-Ueli Jakob
Präsident Gigaherz.ch

Wir danken dem Verein Schutz-vor-
Strahlung für die tolle Zusammen-
arbeit und vor allem der Präsiden-
tin Rebekka Meier für ihr grosses 
und unermüdliches Engagement.
www.schutz-vor-strahlung.ch
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Nichtionisierende Strahlung schädigt Insekten
Die Auswertung von 164 Studienergebnissen an Gliederfüsslern (v.a. 

Insekten) zeigt deutlich: Die schädliche Wirkung von nichtionisierender 
Strahlung auf Insekten gilt als nachgewiesen. Zur nichtionisierenden 

Strahlung gehören unter anderem Mobilfunkstrahlung sowie die Strah-
lung von Hochspannungsleitungen. Besonders der massive Ausbau des 
Mobilfunknetzes auf 5G ist eine ernstzunehmende Gefahr für unsere 

Ökosysteme und würde zum Insektensterben beitragen. 
Pressemitteilung des Vereins Schutz-vor-Strahlung vom 16. Januar 2023

Experten der Universität Neuen-
burg erstellten im Auftrag des Bun-
desamts für Umwelt eine Übersicht 
der bisherigen Forschungsresulta-
te zu den Auswirkungen von nicht-
ionisierender Strahlung (NIS oder 
NI-Strahlung) [1] auf Insekten, Spin-
nen und andere Gliederfüssler (Ar-
thropoden). Von den 164 Studien-
ergebnissen lieferten 132 negative 
Effekte, das entspricht 80% aller 
Ergebnisse. Da die Ergebnisse un-
tereinander zu grossen Teilen über-
einstimmen, besteht eine grosse 
Wahrscheinlichkeit, dass die festge-
stellten Effekte in der Realität auch 
tatsächlich auftreten.
Gravierende Auswirkungen  
von NI-Strahlung auf Insekten
Es ist das erste Mal, dass Wissen-
schaftler die bisher publizierte Stu-
dienlage zu den Auswirkungen von 
NI-Strahlung auf Gliederfüssler sys-

tematisch nach international aner-
kannten und bewährten Methoden 
untersuchen und bewerten. Diese 
systematische Übersicht ist von ho-
her Qualität: Die Bewertungen der 
einzelnen Studien sind transparent 
und nachvollziehbar.
In den untersuchten Studien wur-
den Gliederfüssler unterschiedli-
chen NI-Strahlungsquellen ausge-
setzt und auf biologisch relevante 
Folgen untersucht. Die NI-Strahlung 
dringt in den Körper der Tiere ein 
und löst dort Prozesse aus, in vie-
len Fällen mit Folgen auf die Fort-
pflanzung, die Fortbewegung, das 
Verhalten, die Nahrungssuche und 
die DNA, d.h. des Erbguts. Zum 
Tierstamm der Gliederfüssler (Ar-
thropoden) zählen Insekten, Spin-
nen, Tausendfüssler und Käfer. Die 
ungefähr eine Million Arten die-
ses Stammes sind ein wesentlicher 
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Bestandteil vieler Nahrungsketten 
und spielen in unseren Ökosyste-
men eine bedeutende Rolle.
Schäden nachgewiesen
Die in den Studien eingesetzte NI-
Strahlung umfasst die Abstrahlung 
von Stromkabeln, Smartmetern 
(0Hz – 100 kHz), Mobilfunksendern, 
WLAN sowie jene von anderen 
technischen Geräten (100 KHz – 6 
GHz). Insgesamt zwölf Studien sind 
der Auswirkung von Millimeterwel-
len gewidmet (zukünftiges 5G, Ra-
dar 6 GHz – 300 GHz).
Die untersuchten Gliederfüssler 
wurden mit elektrischen Feldstär-
ken von unter 5 V/m bis zu über 
100 V/m bestrahlt. Bei allen Strah-
lungsintensitäten traten negative 
Gesundheitseffekte auf.
Zurzeit geht man davon aus, dass 
Schädigungen beim Menschen erst 
bei einer Überschreitung der Im-
missionsgrenzwerte eintreten. Die-
se liegen je nach Frequenz zwischen 
32 V/m und 61 V/m. Zum Schutz von 

Insekten und anderen freilebenden 
Tieren jedoch gibt es in der Schweiz 
keine Grenzwerte! Dies ist höchst 
problematisch, weil die Strahlung 
in den Lebensräumen von Flugin-
sekten wie Bienen, Schmetterlin-
gen und Hummeln, aber auch von 
Ameisen und Käfern bis zu 100 V/m 
betragen kann, Schäden aber be-
reits bei weniger als 5 V/m auftre-
ten. Dies kann gravierende Folgen 
für Insekten und deren Nachkom-
men ebenso wie für alle insekten-
fressenden Vögel und andere In-
sektenfresser haben.
Die Autoren kommen zum Schluss: 
«Unsere Übersicht zeigt klar auf, 
dass Evidenz für die Wirkung von 
NIS auf Arthropoden bis zu 6 GHz 
bei gutem Verlässlichkeitsgrad auf 
die Fortpflanzung, Fortbewegung, 
Verhalten, Nahrungssuche und 
DNA-Schädigung vorliegt.» 
Einige Beispiele:
Fortpflanzung: Eine Studie kam zum 
Schluss, dass 44% weniger Bienen-
königinnen schlüpften, nachdem 
die Eier einer NI-Strahlung von we-
niger als 5 V/m ausgesetzt wurden.
Verhalten: 28 von 33 Studien be-
richten über Verhaltensänderun-
gen, wie etwa die Veränderung im 
Rhythmus des Schwänzeltanzes 
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von Bienen. Mit dem Schwänzel-
tanz zeigen Bienen ihren Artgenos-
sinnen im Bienenstock den Weg zu 
Standorten von nektarreichen Blü-
ten. Verstehen die Bienen die Weg-
beschreibung ihrer Artgenossin-
nen falsch, beeinträchtigt dies den 
Ertrag der Futtersuche, was Nah-
rungsmangel zur Folge haben wird.
Nahrungssuche: Ameisen, die ei-
nem Strahlungsfeld im Bereich der 
Mobilfunkfrequenzen ausgesetzt 
waren, fanden nicht mehr zu ihrer 
Nahrungsquelle zurück. Das berich-
tet eine weitere Studie.
DNA-Schädigung: In mehreren Stu-
dien wurden Veränderungen in der 
Brut, den Puppen und Eiern von 
Insekten festgestellt, die auch Mu-
tationen (Veränderungen des Erb-
guts) und Schädigungen von Honig-
bienenlarven umfassen.
Studien zu 5G lassen noch 
Schlimmeres erahnen
Die neuste Mobilfunkgeneration 5G 
ist in zwei Einführungsetappen ge-
plant. In einem ersten Schritt kom-
men aktuell neue adaptive Anten-
nen im Frequenzbereich 3’600 MHz 
zum Einsatz. Der zweite Ausbau-
schritt soll zudem Millimeterwel-
len im Bereich von über ca. 25’000 
MHz (=25 GHz) umfassen. Für beide 

5G-Frequenzbereiche gibt es der-
zeit nur äusserst spärliche Unter-
suchungen, so dass keine Aussage 
zur Schädlichkeit gemacht werden 
kann. Eine Modellstudie zeigte al-
lerdings, dass Insekten diese neuen 
Frequenzen sehr viel stärker absor-
bieren, was auf grössere Wirkung 
schliessen lässt.
Die Autoren der Universität Neuen-
burg ziehen in Betracht, dass die NI-
Strahlung zusammen mit anderen 
schädlichen Umwelteinflüssen wie 
Klimaerwärmung und Pestiziden 
zum lokalen Aussterben einzelner 
Arten führen und das «Insekten-
sterben» verstärken kann.
Eine im Auftrag des BAKOM erstell-
te Simulationsstudie der It’is Foun-
dation stellte fest, dass ein flächen-
deckendes 5G-Netz drei Mal mehr 
Antennen als heute benötigt! Da-
durch würden sehr viel mehr Orte 
mit maximaler Mobilfunkstrahlung 
belastet als bisher. Die Strahlenbe-
lastung würde in Städten und Dör-
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fern grossflächig zunehmen, ebenso 
entlang von Eisenbahnstrecken, die 
durch Naturlandschaften und Wäl-
der führen. Angesichts der äusserst 
besorgniserregenden Erkenntnisse 
der Autoren der Universität Neuen-
burg ist die Einführung von 5G, mit 
sehr viel stärkeren Antennen und 
höheren Frequenzen, aus der Sicht 
des Vereins Schutz vor Strahlung ein 
inakzeptabler Lebendversuch an 
unseren sensiblen Ökosystemen.
Die Autoren schreiben: «Sollten sich 
die Wirkungen von NIS als gross und 
weit verbreitet erweisen, müssten 
wir mit einem Verlust an Biodiversi-
tät und einer Störung der Ökosyste-
me rechnen».
Der Verein Schutz vor Strahlung 
fordert Konzept zur Reduktion 
der NI-Strahlung!
Der Verein Schutz vor Strahlung 
ist schockiert über die Ergebnisse 
der Übersichtsstudie. Der Arti-
kel 1 des Umweltschutzgesetzes 
schreibt vor, dass Menschen, Tiere 

und Pflanzen, ihre Lebensgemein-
schaften und Lebensräume gegen 
schädliche oder lästige Einwir-
kungen geschützt werden müs-
sen, sowie die biologische Vielfalt 
dauerhaft erhalten werden muss. 
Es braucht dringend ein langfristi-
ges Konzept, um die derzeit hohe 
Strahlenbelastung in der Schweiz 
deutlich zu reduzieren. Der 5G-
Ausbau ist sofort zu stoppen und 
der Bau neuer Hochspannungslei-
tungen zu unterlassen!
[1] in die Übersichtsstudie wurden 
Ergebnisse zu statischen Magnet-
feldern und elektromagnetischen 
Feldern (EMF) mit Frequenzen zwi-
schen 0 Hz und 300 GHz einbezo-
gen.
www.schutz-vor-strahlung.ch
Quellenangaben:
Studie «Wirkung von nichtionisie-
render Strahlung (NIS) auf Arthro-
poden», Universität Neuchâtel im 
Auftrag des BAFU
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5G: Nur das BAKOM wäscht noch weisser
Wer zur Zeit gegen den Neubau von 5G-Mobilfunksendeanlagen  
oder gegen die Hochrüstung von bestehenden auf 5G Einspruch  

erhebt, wird von den Gerichtsinstanzen mit dem hämischen Hinweis 
abgewiesen, gerade das adaptive 5G verringere die Strahlenbelastung. 
Man solle doch zuerst einmal die neueste Messkampagne des Bundes-

amtes für Kommunikation mit dem Titel «Elektrische Feldstärken im 
Wirkbereich adaptiver und konventioneller Mobilfunkantennen» vom 

8. resp. 12 Dezember 2022 konsultieren, bevor man mit solch unbe-
gründeten Argumenten daherkomme1.

von Hans-U. Jakob, Gigaherz.ch, Schwarzenburg,  9. Februar 2023
1	 www.bakom.admin.ch/bakom/de/home/telekommunikation/technologie/5g/elektrische-feldstaerken.html

Kritische Fachleute dagegen finden 
einmal mehr, dass schweizerische 
Gerichtsinstanzen von dieser Tech-
nologie schlicht keine Ahnung ha-
ben und den Mobilfunkbetreibern 
und ihren Helfershelfern auf Kan-
tons- und Bundesämtern jeden nur 
denkbaren Schwindel abkaufen.
Auf Seite 3 der Zusammenfassung 
erklärt das BAKOM: «Diese Mes-
sungen sind nicht mit NIS-Abnah-
memessungen anlässlich der Inbe-
triebnahme einer Mobilfunkanlage 
gleichzusetzen, bei welchen inner-
halb von OMEN die örtlichen Feld-
stärkemaxima gesucht werden. 
Ebenfalls sind diese Messungen 
kein NIS-Monitoring, da hier die Ab-
strahlcharakteristik betrachtet wird 

und es sich nicht um die Ermittlung 
der Exposition handelt.» - «Die Be-
treiber wurden vor dieser Messkam-
pagne nicht über die Messtätigkeit 
informiert. Die Messungen ergeben 
damit eine Momentaufnahme der 
Situation mit den aktuellen Netzein-
stellungen. Hingegen ist es rückwir-
kend nicht mehr möglich, konkrete 
Rückschlüsse auf die Anzahl aktiver 
Endgeräte oder das ausgesendete 
Datenvolumen zu ziehen.» 
Ja was denn nun? Monitoring
oder kein Monitoring?
Ein Vergleich mit Abnahmemes-
sungen sei nicht möglich, da nicht 
innerhalb des OMEN, das heisst in-
nerhalb eines Ortes empfindlicher 
Nutzung, da wo sich Menschen in 
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der Regel aufhalten, das Strahlungs-
maximum gesucht wurde. Und es 
sich somit nicht um die Exposition 
der Menschen handle.
Du lieber Himmel! Da sei die Frage 
schon erlaubt, wozu denn dieses 
ganze Geschwurbel? Wenn nicht 
einmal die Lastverhältnisse be-
kannt sind unter welchen die Mes-
sung stattgefunden hat. Wurden in 
der Messzeit lediglich 2 Endgeräte 
(Handys) bedient, oder die rund 
1000, die sich im Sektor befanden, 
und welche Datenmenge wurde an 
die im Betrieb stehenden Endgerä-
te übermittelt?
Somit, liebe Richterinnen und Rich-
ter, die ihr uns diese Messberichte 
mit einem hämischen Grinsen unter 
die Nase halten wollt: Dies ist zum 
Vorneherein eine reine Alibiübung, 
die ihr getrost im grossen runden 

Einweg-Einloch-Ordner (sprich Pa-
pierkorb) ablegen könnt. Ihr dürft 
ruhig auch weiterlesen, denn….
Es wird noch schlimmer
Laut Dipl. Ing. ETH Thomas Fluri 
sind die eingesetzten Messgeräte 
gar nicht in der Lage, die stark ge-
pulste, adaptive 5G-Strahlung kor-
rekt zu erfassen.
Es wurden sowohl bei den Breit-
band- wie bei den frequenzselekti-
ven Messungen 3-achsige Sonden, 
sogenannt triaxialen Proben, ver-
wendet.
O-Ton Fluri: Ein Feldmessgerät mit 
triaxialer Probe kann niemals alle 
HF-Abstrahlungen simultan in allen 
3 Achsen gleichzeitig erfassen. Eine 
effektive Momentwerterfassung ist 
prinzipiell nicht möglich.
Das Messergebnis ist ein Stichpro-
benmittelwert über 3 Achsen und 
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den Erfassungszeitraum. Dieser 
Stichprobenmittelwert wird für den 
Erfassungszeitraum (1Sekunde) re-
präsentativ interpretiert, obwohl 
tatsächlich nur für einen Bruch-
teil des Erfassungszeitraums und 
zudem für die 3 Achsen zu unter-
schiedlichen Zeitpunkten gemes-
sen wird.
Systembedingt kann die triaxia-
le Probe keine stark 
gepulste, nicht peri-
odische Abstrahlung 
erfassen. Dies gilt ins-
besondere für die mit 
MIMO adaptiv abge-
strahlte 5G bei 3.4-
3.6GHz,  beziehungs-
weise ist nur schon 
für die Achsenum-
schaltzeit von 20Milli-
sekunden das Messgerät für ganze 
2 Frames «blind».
Die minimale Messerfassungszeit 
(sample rate) beträgt 0.3 Sekunden. 
Bei einer Messung pro Sekunde ist 
damit das Messgerät für jede Ach-
se während 80-90% der Messerfas-
sungszeit «blind», also nicht mess-
bereit. Ende O-Ton Fluri
Das ist noch lange nicht Alles
Laut Fluri beträgt die Messunsicher-
heit der verwendeten Messgeräte 

laut Herstellerangaben ±8dB. Die 
von METAS in Erfüllung des Bundes-
gerichtsurteils 1C_661/2012 gefor-
derte maximal zulässige Messunsi-
cherheit für Abnahmemessungen 
von ±45% resp. +1.6/-2.6dB wird ca. 
5-fach überschritten.
Die Mehrzahl der gemessenen 
Standorte der Sendeantennen wür-
den, könnte man den Angaben 

des BAKOM Glau-
ben schenken, unter-
halb der noch knapp 
möglichen Sende-
leistungen laufen. 
Die Meisten auch 
dann noch, wenn 
der Korrekturfaktor 
angewendet würde. 
Wenn beispielswei-
se eine Sendanten-

ne mit der maximal möglichen ERP 
von 30’500Watt mit nur gerade 
350Watt ERP deklariert wird, das 
sind noch gerade 1,15% des ma-
ximal Möglichen, ist das nicht nur 
unglaubwürdig, sondern technisch 
unmöglich.
Der Einfluss von benachbarten Mo-
bilfunkantennen auf das Messer-
gebnis wurde nicht beachtet, resp. 
ausgeklammert. Ebenso der Ein-
fluss der NLOS-Verbindungswege. 

Man hat wieder  
einmal nicht nur mit 
dem falschen Gerät, 
sondern auch noch  

am falschen Ort und 
zur falschen Zeit  

gemessen.



Gigaherz.ch 	 123. Rundbrief	 Seite 10 

Das heisst, der Verbindungswege 
über Reflektionen zusätzlich zum 
direkten Sichtverbindungsweg.
Ein Messstandort wurde sogar bei 
geschlossenen Isolierglasfenstern 
gemessen. Dies, weil bei offenen 
Fenstern ein Messwert von 17.5V/m 
resultiert hätte. Bei einem maximal 
erlaubten Wert von 5V/m konnte 
auf diese Weise das Ergebnis auf ei-
nen 10mal tieferen Wert gedrückt 
werden.
Fluris Fazit zum BAKOM-Bericht 
Der BAKOM-Messbericht ist fakten-

fern, besteht aus zahlreichen – aus 
den Ergebnissen der Messkampa-
gne fachtechnisch nicht begründ-
baren – Behauptungen. Die Mess-
kampagne ist als eine Alibiübung 
angelegt!
Das 25-seitige Gutachten von Dipl. 
Ing ETH Thomas Fluri kann von Ein-
sprechenden und Beschwerdefüh-
renden zu Sonderkonditionen als 
Beweismaterial direkt von Thomas 
Fluri bezogen werden. Adresse bei 
Gigaherz.ch erhältlich.

Bundesgericht verbietet Dauerfunk  
bei Funk-Wasserzählern

Wie das schweizerische Bundesgericht einer  
völlig unnötigen, überflüssigen Funkerei ein Ende setzt.

Von Hans-U. Jakob (Gigaherz.ch), Schwarzenburg, 22. Februar 2023

Da wo funkangefressene Digitalisie-
rer am Werk sind, wird oft auf Teu-
fel komm raus auch noch eine un-
nötige, meist überflüssige Funkerei 
gratis mitgeliefert. So auch bei den 
sogenannten Funk-Wasserzählern, 
die dem Zählerableser der Was-
serversorgung erlaubt, den Zähler-
stand zwecks Erstellung der Was-
serverbrauchsrechnung aus der 
Ferne abzulesen.

An und für sich eine nützliche Ange-
legenheit, da die Hausbesitzer, ge-
rade bei Einfamilienhäusern, meis-
tens dann nicht zu Hause sind, wenn 
der Zählerableser an der Haustüre 
klingelt.
Wieso zum Henker funken dann 
diese Funk-Wasserzähler alle 30 
Sekunden, manche Fabrikate noch 
öfter, nicht nur den aktuellen Zäh-
lerstand, sondern auch noch gleich 
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die im Zähler gespeicherten Stun-
denwerte der letzten 256 Tage in-
klusive deren Spitzendurchfluss-
werte und vieles mehr, pausenlos 
und planlos in den Aether hinaus?
Diese Frage stellte sich am 5. Januar 
2021 auch das Bundesgericht und 
fand darin weder Sinn noch Zweck.
In seiner Beurteilung fand das hohe 
Gericht, eine einzige kurze Sendung 
mit dem aktuellen Zählerstand auf 
Anforderung des Zählerablesers hin 
genüge für den Zweck der Erstel-
lung der jährlichen oder halbjährli-
chen Wasserrechnung vollauf. Alles 
andere lasse sich mit der geltenden 
Datenschutzgesetzgebung schlicht 
nicht vereinbaren. Selbst dann 
nicht, wenn die Daten raffiniert ver-
schlüsselt und codiert werden und 
nur vom Personal des Waserversor-
gers entschlüsselt werden können.
Das Bundesgericht gab einem Be-
schwerdeführer recht, der moniert 
hatte, selbst dann bestehe für ihn 
noch ein gewisses 
Restrisiko, dass über 
ihn personenbezo-
gene Profile erstellt 
werden könnten.
Das Bundesgericht 
duldet demnach nur 
noch Funk-Wasser-

zähler, die zur Zeit der Rechnungs-
stellung, sei das jährlich oder halb-
jährlich, einmal kurz den aktuellen 
Zählerstand funken und sonst gar 
nichts.
Warum wussten wir von diesem 
sensationellen Urteil bisher nichts?
Wer hat ein Interesse daran, dieses 
möglichst geheim zu halten? Sind 
es die tausend Gemeinden, die be-
reits die dauernd funkenden Was-
serzähler millionenfach installiert 
haben und jetzt um- oder nachrüs-
ten müssen?  Denn einzelne Zähler-
hersteller haben auf dieses Bundes-
gerichtsurteil bereits reagiert und 
bieten Zusatzmodule an, welche 
die Dauerfunkerei unterbinden und 
nur zum Zeitpunkt der jährlichen 
oder halbjährlichen Ablesung den 
aktuellen Zählerstand funken. Alle 
gespeicherten Daten können dann 
nur noch vor Ort direkt am Zäh-
ler selbst ausgelesen werden, falls 
überhaupt jemals notwendig.

Gar keine Freude an 
diesem Bundesge-
richtsurteil dürften 
auch die Herstel-
ler und Anwender 
der sogenannten 
Smart-Meters für 
den Stromverbrauch 
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haben. Denn beim Stromverbrauch 
lassen sich weit mehr personenbe-
zogene Profile erstellen als beim 

Wasserverbrauch. 
Urteil 1C_273/2020 vom 5. Januar 
2021

40% aller Mobilfunk-Sendeanlagen 
sind mechanisch falsch eingestellt

Weder das Bundesamt für Kommunikation, noch die kantonalen  
Umweltämter, respektive deren NIS-Fachstellen, haben eine  

selbständige, unangemeldete Einsichtnahme in die in den  
Steuerzentralen eingestellten Sollwerte der Sendeparameter  
(Sendeleistungen, fernsteuerbare vertikale Senderichtungen,  

Leistungsbegrenzung, Korrekturfaktoren usw.). Darum hat sich  
das Amt für Umwelt des Kantons Schwyz dazu entschlossen,  

wenigstens diejenigen systemrelevanten Parameter zu  
kontrollieren, die öffentlich zugänglich sind. Nämlich die  

mechanisch eingestellten vertikalen Senderichtungen und  
die Höhen auf welchen sich die Antennen befinden.

Hans-U. Jakob, Schwarzenburg, 12. März 2023

Auf die in den Steuerzentralen ein-
gestellten Sollwerte der Sendepa-
rameter haben weder kantonale 
noch eidgenössische Vollzugsstel-
len unangemeldete Online-Einsicht, 
wie dies ein zeitgemässes Sicher-
heitssystem erfordern würde. Die 
Mobilfunkbetreiber sind lediglich 
verpflichtet, per (elektronischer) 
Postkarte dem Bundesamt für Kom-
munikation alle zwei Wochen die 
Sendeparameter von neu errichte-
ten Sendeanlagen sowie die Muta-
tionen an bestehenden mitzuteilen. 

Und den kantonalen Umweltämtern 
lediglich freiwillig alle zwei Monate, 
ebenfalls per e-Postkarte, wo und 
wie lange sie diese Parameter nicht 
eingehalten haben.2

Kontrollieren wir doch wenigstens 
das, worauf wir ohne Beihilfe der 
Mobilfunkbetreiber Zugriff haben, 
sagte sich das Amt für Umwelt des 
Kantons Schwyz. Nämlich die me-
chanischen vertikalen und horizon-
talen Einstellwinkel der Antennen-

2	www.gigaherz.ch/das-abschiedsgeschenk-von-
simonetta-sommaruga/
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körper am Sendemast, sowie deren 
Montagehöhen über Boden, resp. 
über dem Mastfuss. 
Warum sind diese Parameter, die 
eigentlich bei der Bauabnahme 
durch den örtlichen Bauverwalter 
der Standortgemeinde, hätte erfol-
gen müssen, derart wichtig?
Bei einem lediglich um lausige, me-
chanisch um 2° zu tief eingestellten 
vertikalen Abstrahlwinkel kann das 
Antennendiagramm von der blau-
en auf die rote Linie wechseln. Das 
bedeutet, von einem vertikalen 
Dämpfungsfaktor von 10 auf 3dB 

zu wechseln. Das wären dann 7dB 
weniger Dämpfung.
Was an einem OMEN (Ort emp-
findlicher Nutzung) in Mikrowatt 

pro m2 gerechnet um Faktor 5mal 
mehr und in V/m gerechnet um 
Faktor 2.2mal mehr Strahlung be-
deutet. Wurde zum Beispiel ein 
OMEN im Standortdatenblatt mit 
3.5V/m prognostiziert, springt jetzt 
hier der Strahlungswert von 3.5 auf 
7.7V/m. Und dies bei einem Grenz-
wert von 5V/m. Sehr ähnlich sieht 
es aus, wenn der Antennenkörper 
am Mast um wenige 10 Centimeter 
zu weit unten montiert worden ist.
10 von 25 Anlagen weichen ab
Gemäss Pressemitteilung des Kan-
tons Schwyz vom 9. März 2023 wie-
sen im letzten Jahr insgesamt 10 
von 25 kontrollierten Anlagen sol-
che Abweichungen auf. 2021 waren 
es «nur» 7 von 25 kontrollierten An-
lagen. Die Tendenz zu Unstimmig-
keiten ist also zunehmend. Auf den 
ganzen Kanton oder auf die ganze 
Schweiz hochgerechnet muss man 
davon ausgehen, dass 40% aller 
Mobilfunk-Sendeanlagen bereits 
mechanisch falsch eingestellt sind. 
Das mag daher kommen, dass in je-
der  Baubewilligung wohl vermerkt 
ist, vor der Inbetriebnahme sei eine 
Bauabnahme durch die örtliche 
Baupolizeibehörde durchzuführen. 
Indessen wurde noch nie ein zu-
ständiger Gemeinderat oder Bau-

Das Bild oben, das Antennendiagramm einer 
HUAWEI-Antenne vom Typ AOC4518R8v06.36 
sagt mehr als 1000 Worte.
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amtsvorsteher beobachtet, der im 
Klettergurt hängend auf 25m über 
Boden, Typ, Höhe und Einstellwin-
kel der verbauten Antennen kon-
trolliert. Diese Funktionäre lassen 
sich das entsprechende Formular 
viel lieber vom Bauleiter, der übri-
gens auch noch nie da oben war, 
einfach visieren.
Wenn schon 40% aller Sendeanla-
gen mechanisch falsch eingestellt 
sind, wie soll man dann wohl den in 
den Steuerzentralen softwaremäs-

sig eingestellten systemrelevanten 
Sendeparametern wie Sendeleis-
tungen, fernsteuerbaren Sendewin-
keln, Leistungsbegrenzungen und 
Reduktionsfaktoren noch trauen 
können? Insbesondere dann, wenn 
oftmals ganz klar feststeht, dass der 
verbaute Antennentyp, zwecks Ein-
haltung des Strahlungsgrenzwer-
tes, mit der im Baugesuch viel zu 
tief deklarierten Sendeleistung, gar 
nicht mehr funktionieren kann.

5G: Bundesgericht beseitigt sämtliche Klarheiten
Endlich liegt jetzt ein seit zwei Jahren mit Spannung erwartetes  

Bundesgerichtsurteil vor, doch beantwortet es nur einen  
kleinen Teil der offenen Fragen zu 5G.

Ein Kommentar von Rebekka Meier, Präsidentin  
des Vereins Schutz-vor-Strahlung, 17. März 2023

Auf einem Mehrfamilienhaus in 
Steffisburg BE soll eine Mobilfunk-
anlage mit adaptiven 5G-Antennen 
entstehen. Das Gericht entschied, 
die Antenne dürfe zwar erstellt, je-
doch nur wie eine 4G-Antenne be-
trieben werden. Das bedeutet: Die 
Anwendung eines «Korrekturfak-
tors» sowie die regelmässige Über-
schreitung der Grenzwerte müss-
ten in einem separaten Verfahren 
geprüft werden.

Der Entscheid lässt darauf schlies-
sen, dass eine rasche Einführung 
von ultraschnellem 5G – wie es die  
Mobilfunklobby und Bundesrat be-
absichtigten – vom Tisch ist.
Der Verein Schutz vor Strahlung 
freut sich über diese Klarstellung. 
Auch die Aufforderung des Bun-
desgerichts an die Fachbehörden, 
die Prognosemethoden zu verbes-
sern, ist ein Schritt in die richti-
ge Richtung. Allerdings hat es das 
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Bundesgericht verpasst, entschei-
dende Fragen zu klären. Dass die 
Antenne trotz Gefährdung der An-
wohner gebaut werden darf, ist 
enttäuschend.
Urteil 1C_100/2021 vom 14. Febru-
ar 2023
Antenne muss Grenzwerte  
für 4G einhalten
Mitten in einem Wohnquartier in 
Steffisburg soll eine Mobilfunkan-
lage mit adaptiven 5G-Antennen 
gebaut werden. Adaptive Anten-
nen können ihre Strahlung kon-
zentrieren und bis zu acht Beams 
formen, die in einer Distanz von 
100m zur Antenne rund 30m breit 
sind.  Gegen die erteilte Baubewil-
ligung wurde Beschwerde erhoben 
vor der Bau- und Verkehrsdirektion 
sowie vor dem Verwaltungsgericht. 
Einsprachen und Beschwerden wur-
den – nach etlichen behördlich an-
geordneten Nachbesserungen des 
Bauvorhabens – teilweise abgewie-
sen. Das kantonale Verwaltungsge-
richt entschied in einem Punkt im 
Sinne der Beschwerdeführer: Eine 
allfällige Anwendung des Korrek-
turfaktors (bis zu 10-fache Sende-
leistung) führe zu einer Erhöhung 
der Strahlung. Wenn die Mobilfunk-
betreiberin den Korrekturfaktor an-

wenden will, müsste sie erneut ein 
Baugesuch stellen. Dieser Punkt 
war umstritten, denn der Bundesrat 
hatte mit seiner Verordnungsände-
rung vom 17. 12.2021 eine Befreiung 
von der Baubewilligungspflicht für 
den Korrekturfaktor vorgesehen. 
Doch das Bundesgericht bestätigt 
nun den Entscheid des kantonalen 
Verwaltungsgerichts und somit die 
Baubewilligungspflicht (siehe Ent-
scheid Ziff. 6.3.2).
Ein Ehepaar in der Nachbarschaft 
der geplanten Antenne führte beim 
Bundesgericht Beschwerde gegen 
den Entscheid des Verwaltungsge-
richts und kritisierte die umwelt-
rechtlichen Bestimmungen (u.a. 
Grenzwerte) für Mobilfunkanten-
nen, ebenso die ungenügenden 
Mess- und Kontrollverfahren. Das 
Bundesgericht setzte sich mit den 
Eingaben der Beschwerdeführer 
auseinander, beschränkte sich aber 
nur auf die Prüfung des Falls, dass 
die Antenne den Korrekturfaktor 
nicht anwendet. Alle Folgen bei An-
wendung des Korrekturfaktors be-
rücksichtigte es nicht. Das bedeu-
tet: Ohne Korrekturfaktor muss die 
Antenne die Grenzwerte jederzeit 
einhalten und darf nur gleich stark 
strahlen wie eine konventionelle 
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Antenne. Zugleich ist die 5G-Abde-
ckung klein und die Geschwindig-
keit vergleichbar mit einer 4G-Ver-
bindung. So bleiben die Fragen nach 
der Rechtmässigkeit des Korrektur-
faktors (nötig für ultraschnelles 5G) 
und den sich daraus ergebenden 
Folgen weiterhin offen.
Methode zur Strahlungsprognose 
muss nachgebessert werden
Sehr erfreulich ist der Entscheid 
des Bundesgerichts, dass die Me-
thode zur Prognose der erwarteten 
Strahlung an empfindlichen Orten – 
z.B. in Wohnungen und an Arbeits-
plätzen – verbessert werden muss. 
Adaptive Antennen geben gezielt 
Beams in die Richtung mehrerer 
reflektierenden Oberflächen ab, 
so dass die Daten beim Nutzer aus 
mehreren Richtungen eintreffen. 
Das Bundesgericht erkannte, dass 
durch Reflexionen an Fassaden und 
grossen Flächen Doppelbelastun-
gen entstehen können. Daher müs-
se die Methode zur Prognose nach-
gebessert werden (Ziffer 7.2.4).
Bundesgericht trotz Studien- 
ergebnissen inkonsequent
Das Bundesgericht hat sich erst-
mals zu Gesundheitsstudien über 
oxidativen Stress geäussert. Doch 
seine Beurteilung ist aus Sicht des 
Vereins Schutz vor Strahlung völlig 

widersprüchlich: Obwohl es die Er-
gebnisse der Studien nicht in Frage 
stellte und die negativen Folgen auf 
die Gesundheit mehrfach zitierte, 
unterstützt es die Haltung des Bun-
desamts für Umwelt, das weitere 
Forschung und Bestätigungen be-
nötigt, bevor die Immissionsgrenz-
werte angepasst werden könnten 
(Immissionsgrenzwerte = Grenze zur 
Schädlichkeit). Dies, obwohl das Um-
weltschutzgesetz explizit vorsorgli-
che Begrenzungen von Immissionen 
auch ohne Vorhandensein von ab-
soluten Beweisen vorschreibt, wenn 
zu erwarten ist, dass diese schädlich 
oder lästig werden.
Eine von den Beschwerdeführern 
vorgebrachte umfassende Über-
sichtsstudie zu oxidativem Stress, 
erstellt im Auftrag des BAFU, hält 
fest, dass Hinweise auf oxidativen 
Stress bei vielen verschiedenen Zell-
typen, Expositionszeiten und Do-
sierungen gefunden wurden. Diese 
Veränderungen traten auch im Be-
reich der Anlagegrenzwerte auf, die 
10x strenger sind als die Immissions-
grenzwerte. Eine von den Beschwer-
deführern eingereichte Übersichts-
studie von ebenso hoher Qualität 
zeigt auf, wie diese Veränderungen 
zustande kommen. Es besteht also 
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ein hohes Risiko für Gesundheits-
schäden, die Entstehung dieser Schä-
den ist erklärbar und deren Folgen 
sind gravierend. Die Beschwerde-
führer verlangten deshalb eine An-
passung der Immissionsgrenzwerte. 
Doch das Bundesgericht lehnte eine 
Anpassung der Grenzwerte ab. Es 
hält in seinem Urteil fest, dass diese 
Phänomene und Beobachtungen in 
den eingereichten Studien erst noch 
besser verstanden und bestätigt 
werden müssten, bevor sie Auswir-
kungen auf die Fest-
legung der Immissi-
onsgrenzwerte haben 
können (Ziff. 5.5.1)
Welche Vorteile sieht 
das Bundesgericht in 
einem besseren Ver-
ständnis und einer 
Bestätigung der über 
hundert Studienergebnisse? Wie 
viele erklärende und wiederhol-
te Studien braucht es noch, bis die 
hohen Anforderungen des Bundes-
gerichts erfüllt sind? Diese Fragen 
bleiben unbeantwortet.
Manipulierbare Mess-  
und Kontrollinstrumente
Die Beschwerdeführer hatten aus-
serdem kritisiert, dass der Vollzug 
nicht gewährleistet ist, weil die vom 

BAFU vorgesehenen Methoden der 
Abnahmemessung und des Quali-
tätssicherungssystems manipulier-
bar sind. Dies bestätigt das Bundes-
gericht, sieht aber darin trotzdem 
keinen Grund, die Baubewilligung 
zu verweigern. Dies, obwohl die 
kantonalen Behörden derzeit nicht 
in der Lage sind, unabhängige Kon-
trollmessungen durchzuführen und 
die elektronische Einstellung der 
Senderichtungen (Antennendia-
gramme) nicht kontrolliert werden 

kann. Dadurch nimmt 
das Bundesgericht in 
Kauf, dass es bei ad-
aptiven Mobilfunkan-
tennen faktisch nur 
eine Selbstkontrol-
le der Betreiber gibt. 
Dabei haben bereits 
kleinere Änderungen 
der Antenneneinstel-

lungen unter Umständen sehr gros-
se Grenzwertüberschreitungen zur 
Folge (Ziff. 9.5.5)
Das Bundesgericht hat es mit die-
sem Entscheid verpasst, Klarheit 
zu schaffen in entscheidenden Fra-
gen. Wir bedauern sehr, dass nun 
ein weiteres Quartier durch hohe 
Strahlung belastet wird, was die di-
rekten Nachbarn stark gefährdet. 

Das Bundesgericht 
nimmt in Kauf, dass 
es faktisch nur eine 
Selbstkontrolle der 

Betreiber gibt.
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Zurzeit sind über 20 Verfahren vor 
Bundesgericht hängig, tausende 
weitere Antennen stecken in Bau-
bewilligungs- und Beschwerdever-
fahren. Viele Betroffene bringen 

neue Studien und zusätzliche Kritik-
punkte vor. Das Bundesgericht wird 
sich wohl bald zu all den offenen 
Fragen äussern und die erforderli-
che Klarheit schaffen müssen.

5G: Fünf tapfere Bundesrichter ziehen den Stöpsel
Landesweit sind in den letzten 18 Monaten um die 1100 Baugesuche 

für den Bau von 5G-Mobilfunksendeanlagen oder die Hochrüstung von 
bestehenden auf 5G von kantonalen Baudirektionen oder kantonalen 
Verwaltungsgerichten sistiert (schubladisiert) worden. Grund: Warten 

auf das Grundsatzurteil des Bundesgerichts im Fall Steffisburg.
Am 17. März 2023 wurde dieses angebliche Grundsatzurteil 

1C_100/2021 vom 14. Februar 2023 mit einem vom Bundesgericht 
selbst veranstalteten Presserummel und reihenweise unzu- 
treffenden Kommentaren von ahnungslosen, mit dem Fall  

nicht vertrauten Journalisten, veröffentlicht.

Ein Kommentar von Hans-U. Jakob, Schwarzenburg, 28. März 2023

Schweizweit sind also während 18 
Monaten in den Schubladen von 
kantonalen Verwaltungsgerichten 
und kantonalen Baudirektionen 
rund 1100 Baugesuche liegen geblie-
ben. Nach der Aufhebung der Sis-
tierung (Schubladisierung) scheint 
es jetzt einen Dammbruch gegeben 
zu haben und es kommt eine wahre 
Flutwelle von wiederaufgenomme-
nen Verfahren auf uns zu.
Das Grundsatzurteil Steffisburg, 
mit einer erforderlichen Lesezeit 
von 4 Stunden, soll offensichtlich 

die 880’000 Elektrosensiblen der 
Schweiz endgültig zum Schweigen 
bringen. Als eingeweihter Fachper-
son kann einem dabei richtiggehend 
übel werden. So viel richterliche 
Voreingenommenheit und Bosheit 
gegenüber elektrosensiblen Men-
schen und so viel Unterdrückung 
von Beweismaterial habe ich in den 
letzten 35 Jahren meiner Tätigkeit 
als Elektrosmog-Bekämpfer noch 
nirgendwo gesehen.
Die richterlichen Erwägungen sind 
mir allesamt sehr bekannt vorge-
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kommen, habe ich diese doch wäh-
rend den letzten 18 Monaten be-
reits mehrmals gesehen. Einerseits 
im 33-seitigen Argumentenkatalog 
der Swisscom und andererseits in 
Stellungnahmen des Bundesamtes 
für Umwelt (BAFU)  oder des Bun-
desamtes für Kommunikation (BA-
KOM). Eigenarbeit der fünf Bun-
desrichter fehlt da gänzlich. Die 
haben praktisch wortwörtlich alles 
einfach der Lobby abgeschrieben. 
1C_100/2021 ein gleich von Beginn 
weg revisionsbedürftiges Urteil.3

Beispiel Monitoringbericht
von SwissNIS
Am 24. Mai 2022 ist der im Auf-
trag des BAFU erstellte erste Jah-
resbericht des Projektkonsortiums 
SwissNIS erschienen, laut welchem 
die Belastung der Bevölkerung mit 
nichtionisierender Strahlung zwi-
schen den Messungen von 2014 
und 2021 sogar abgenommen habe 
und im Schnitt lediglich zwischen 
0.1 und 0.7V/m liege.
Dieser SwissNIS-Bericht, den man 
ebenso gut als SwissBSCHISS be-
zeichnen könnte, hat offensichtlich 
den nachfolgenden Abschmette-
rungsrausch der fünf Bundesrich-
ter ausgelöst. Dass diese Messre-
3	www.gigaherz.ch/wp-content/uploads/2023/03/

Bundesgerichtsurteil-Steffisburg.pdf

sultate mit dem falschen Gerät, am 
falschen Ort und zur falschen Zeit 
ermittelt wurden, interessierte sie 
nicht im Geringsten. Die Beschwer-
deführenden wurden dazu erst gar 
nicht mehr angehört.
a) das falsche Gerät: Exposimeter, 
auch Dosimeter genannt, sind die 
Lieblingsinstrumente aller Verharm-
loser. Dies weil sich in mindestens 
75% der fortlaufend aufgezeichne-
ten Messwerte das Messgerät auf 
der falschen, das heisst auf der ganz 
oder teilweise abgeschatteten Seite 
des menschlichen Körpers befindet 
und dadurch um Faktor 2 bis 10 zu 
tiefe Messwerte liefert.
b) am falschen Ort: Zudem ist jedem 
erfahrenen Messtechniker wohlbe-
kannt, dass sich die Strahlung mit 
jedem Stockwerk Höhenzunahme 
verdoppeln kann. Mit dem Muster: 
EG 0.3V/m - 1.OG 0.6V/m - 2.OG 
1.2V/m - 3.OG 2.4V/m - 4.OG 4.8V/m 
-  5.OG 9.6V/m. Nachdem die staat-
lichen 5G-Wanderer städtische und 
ländliche Wohnquartiere auf Ebene 
Erdgeschoss durchwanderten, kann 
sich jedermann selbst ein Bild da-
von machen, welchem Stellenwert 
Dosimetermessungen zukommen.4

4	www.gigaherz.ch/staats-monitoring-oder-die-5g-
wanderer/
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Betreffend der angeblich abneh-
menden  Strahlung zwischen 2014 
und 2021 wäre noch anzumerken, 
dass 2014 ein wesentlich genaueres 
Dosimeter im Gebrauch war, näm-
lich eines mit einer isotropischen 
Messantenne.
Beispiel BERENIS-Sonder-
newsletter vom Januar 2021
Diesmal konnte das Bundesgericht 
vor diesem alarmierenden Sonder-
newsletter, in welchem unmiss-
verständlich klargestellt wird, dass 
oxidativer Stress bereits im Bereich 
der als Vorsorge gedachten Anlage-
grenzwerte vorkommt, nicht mehr 
kneifen. In früheren Urteilen konnte 
das hohe Gericht stets den Notaus-
gang nehmen, indem es behaupte-
te, dieses Beweisstück sei erst nach 
dem Abgabedatum der Beschwer-
de nachgereicht worden und könne 
deshalb nicht mehr berücksichtigt 
werden. Diesmal nun war der BERE-
NIS-Sondernewsletter vom Januar 
2021, verfasst von einer vom Bun-
desrat eingesetzten Beratergruppe, 
von Beginn des Verfahrens an dabei 
und die höchste Gerichtsbarkeit im 
Lande musste sich wohl oder übel 
damit befassen. Was dabei heraus-
kam ist wohl eher als übel zu be-
zeichnen.

In den Erwägungen Punkt 5.5.1 wird 
versucht, den oxidativen Zellstress 
auf haarsträubende Art herunter-
zuspielen, indem aus einem BAFU-
Bericht zitiert wird, aus den BERE-
NIS-Studien zum oxidativen Stress, 
also zum beginnenden Krebs, lasse 
sich nicht ableiten «ob damit auch 
langfristige oder gesundheitsschäd-
liche Wirkungen für den Menschen 
verbunden seien». 
Aus dem Anfangsstadium von Krebs 
lasse sich nicht ableiten, ob das ge-
sundheitsschädigend sei (!!). Hier 
sei nun schon die Frage erlaubt, ob 
die fünf Bundesrichter überhaupt 
wissen, wovon sie da reden.
Beispiel 5G 3600MHz mit 
100Watt ERP
Am Schluss von Punkt 7.1 der Er-
wägungen müssen die Bundesrich-
ter noch einen massiven Betrug 
decken. «Entgegen den Vorbringen 
der Beschwerdeführenden ist so-
dann nicht zu beanstanden, dass die 
Vorinstanz erwog, es sei Sache der 
Swisscom (Schweiz) AG, ob die ge-
plante Anlage mit der im Standort-
datenblatt angegebenen Leistung 
von je 100 Watt für die adaptiven 
Antennen sinnvoll betrieben werden 
könne, für die vorzunehmende Be-
urteilung der Grenzwertkonformität 
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aber unerheblich. Sie hat denn auch 
nicht gegen das Willkürverbot (Art. 
9 BV) verstossen, indem sie auf die 
Einholung eines „Nachweis[es] der 
technischen Realisierbarkeit“ ver-
zichtet hat.» 
Hier machen die Bundesrichter be-
reits massiv auf Zitatenfälschung.  
Laut Standortdatenblatt Zusatzblatt 
2, geht es bei dieser Anlage bei 
den adaptiven 3 Sendeantenne im 
3600MHz-Band nicht 
um die Eingangsleis-
tung von je 100Watt, 
sondern um die abge-
strahlte Leistung von 
je 100Watt ERP. Das 
ist ein gewaltiger Un-
terschied. Denn beim verwendeten 
Antennentyp AIR6488 von ERICS-
SON ist nach Herstellerangaben ein 
Antennengewinn von Faktor 21dB 
oder Faktor 125 zu beachten. Das 
entspricht dann am Antennenein-
gang noch gerade einer Leistung 
von 0.8Watt. (100/125). Und dass 
sich mit 0.8Watt nicht ein ganzes 
Wohnquartier mit hunderten von 
Endgeräten bedienen lässt, dürf-
te wohl bereits jedem Fünftkläss-
ler klar sein. 0.8Watt sind übrigens 
noch weniger als ein Taschenlam-
pen-Birli benötigt.

Und um den Nachweis zu erbrin-
gen, dass die Sendeleistung der 
adaptiven Sendeantennen im 
Standortdatenblatt nur deshalb so 
unmöglich tief ausgewiesen sind, 
um bei den nächstliegenden OMEN 
(Orten empfindlicher Nutzung) den 
hier geltenden Strahlungsgrenz-
wert von 5V/m mit 4.92V/m rein 
rechnerisch noch gerade äusserst 
knapp einhalten zu können, dazu ist 

auch kein Doktortitel 
in Mathematik erfor-
derlich. Dazu müsste 
eigentlich schon der 
gesunde Menschen-
verstand eines Bun-
desrichters genügen.

Weit gefehlt, denn dann hätten sie 
zugeben müssen, dass hier gemäss 
Bernischem Baugesetz, Kapitel 
Straftatbestände, Art.50 Abs. 2, be-
reits ein kriminelles Verhalten vor-
liegt. Dieser Artikel lautet: «Wer für 
die baupolizeiliche Selbstdeklarati-
on notwendige amtliche Formulare 
nicht oder falsch ausfüllt, wird mit 
Busse bis 40’000 Franken bestraft.» 
Das Bundesgericht deckt hier ein-
deutig einen Straftatbestand, wel-
cher bereits weit im Land herum 
schon massenhaft zu ungerechtfer-
tigten Baubewilligungen geführt hat.

Laut Bernischem Bau-
gesetz liegt ein krimi-
nelles Verhalten vor.
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Beispiel Reflexionen
Erstaunlicherweise schlagen sich 
die Bundesrichter in ihren Erwägun-
gen E7.2.1, E7.2.3 und E7.2.4 gleich 
seitenweise mit Reflexionen herum. 
Das sind die Wege der Strahlenke-
gel (Beams) wenn diese, von der 
Sendeantenne aus gesehen, ihre 
Ziele, die Endgeräte, infolge fehlen-
der Sichtverbindung nicht mehr auf 
direktem Weg erreichen können, 
sondern nur über den Umweg von 
reflektierenden Gegenständen, wie 
Metallfassaden, Dachrinnen, Me-
tallfensterläden,  Metallstoren, Au-
tokarosserien usw.
Hier kommen die Richter erstaun-
licherweise zum Schluss: «Reflexi-
onen an Gebäuden und Gelände-
unebenheiten haben auch gemäss 
BAKOM einen Einfluss auf die Feld-
verteilung (BAKOM, Testkonzession 
und Messungen adaptive Antennen 
[GS-UVEK-325.1-9/2/1], Bericht, 24. 
September 2020 [nachfolgend: BA-
KOM, Bericht Testkonzession und 
Messungen], S. 33). INFRAS schreibt 
im bereits genannten Bericht (vgl. 
oben E. 7.1) zudem, dass Reflexio-
nen der Strahlung, zum Beispiel an 
Fassaden oder Dächern, zu substan-
ziellen Abweichungen der tatsächli-
chen von den berechneten Feldstär-

ken führen könnten (INFRAS, a.a.O., 
S. 16). Daher dürfen insbesondere zu 
erwartende Reflexionen an grossen 
Flächen im Rahmen der rechneri-
schen Prognose nicht unberücksich-
tigt bleiben (analog zu Lärmmodel-
lierungen, vgl. INFRAS, a.a.O., S. 27 
ff.) bzw. ist die rechnerische Progno-
se – soweit technisch und im Rahmen 
eines verhältnismässigen Aufwands 
möglich – weiterzuentwickeln und 
neuen Gegebenheiten anzupassen. 
Dies auch vor dem Hintergrund, 
dass das BAFU in seiner Antwort 
vom 21. Oktober 2022 selber fest-
hält, adaptive Antennen könnten, 
im Unterschied zu konventionellen 
Antennen, ihr Abstrahlungsmuster 
auf die beste Signalübertragung – 
auch unter Ausnutzung von Reflexi-
onen – ausrichten.»
JA was denn nun? Gibt doch das 
hohe Gericht offensichtlich dem 
BAFU und dem BAKOM den Auftrag, 
in Zukunft bei adaptiven Antennen 
die Reflexionen auch zu berücksich-
tigen, um im nächsten Satz die An-
liegen der Beschwerdeführenden 
gleichwohl abzuschmettern: «Ein 
Eingehen auf die weiteren Ausfüh-
rungen und Rügen der Beschwer-
deführenden erübrigt sich damit. 
Im Übrigen hatten die Beschwer-
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deführenden im kommunalen und 
kantonalen Verfahren die Möglich-
keit, sich gegen die Auswahl der zu 
berechnenden und zu messenden 
OMEN zu wehren, 
was sie auch taten. 
Diese OMEN wurden 
wiederholt überprüft 
und teils ergänzt und 
werden im vorliegen-
den Verfahren nicht 
mehr bemängelt (vgl. 
allerdings oben E. 2.3.1).»
Wissen die Bundesrichter nun wirk-
lich nicht, wovon sie da reden? 
Denn die beanstandete Auswahl 
der OMEN hatte mit Reflexionen 
nichts zu tun, diese lagen meines 
Wissens alle im Sichtbereich der 
Sendeantenne. Reflektierende Ge-
genstände waren bei dieser Bean-
standung in den kommunalen und 
kantonalen Verfahren kein Thema 
und wurden auch nicht bezeichnet.
Beispiel Abnahmemessungen
Ein umfangreiches Gutachten von 
Dipl. Ing. ETH Thomas Fluri hatte 
einwandfrei nachgewiesen, dass die 
von METAS vorgeschlagene Mess-
methode für 5G-NR-Basisstationen 
im Frequenzbereich bis zu 6GHz 
vom 18. Februar 2020  für Abnah-
memessungen nach Inbetriebnah-

me einer Mobilfunk-Sendeanlage 
unbrauchbar war und es auch heu-
te immer noch ist.
Zur Hauptsache, weil bei OMEN mit 

grosser Abweichung 
zur Hauptsenderich-
tung die Datenbe-
ams den User über 
Reflexionswege oft 
mit geringerem Wi-
derstand erreichen 
als auf der direkten 

Sichtlinie. Und dass diese zusätz-
lichen Nicht-Sichtverbindungen in 
dem von METAS vorgeschriebenen 
Modell nicht berücksichtigt wer-
den. Und weil bei Eintreffen der Sig-
nale aus verschiedenen Richtungen 
das Messgerät während 90% der 
Messzeit gar nicht messbereit ist.  
Grund: wegen der zu langen Ach-
sen-Umschaltzeit kann die triaxia-
le Probe keine stark gepulste, nicht 
periodische Abstrahlung erfassen. 
Dies gilt insbesondere für die mit 
MIMO adaptiv abgestrahlte 5G bei 
3.4-3.6GHz.5

Auch hier ist Erstaunliches festzu-
stellen. Während das hohe Gericht 
die Amtsmeinung des BAFU auf vol-
len zwei dicht beschriebenen  Sei-

5	www.gigaherz.ch/5g-nur-das-bakom-waescht-
noch-weisser/

Die von METAS vorge-
schlagene Messmetho-
de ist für Abnahmemes-

sungen unbrauchbar.
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ten «würdigt» respektive 1:1 ab-
schreibt, findet es die Fachmeinung 
von Dip.Ing ETH Thomas Fluri keine 
fünf Zeilen wert.
Zitat aus Erwägungen 8.4.1: «Mit 
ihrer Verweisung auf die „Fachtech-
nische Beurteilung: Kritik an der von 
METAS vorgeschlagenen Messme-
thode (n) zu 5G NR Basisstationen 
mit adaptiven massiv 
MIMO Antennen – Fre-
quenzbereich bis 6 GHz, 
2021“ von THOMAS FLU-
RI können die Beschwer-
deführenden nicht auf-
zeigen, inwiefern den 
Ausführungen des BAFU 
betreffend die Berücksichtigung von 
Reflexionen nicht gefolgt werden 
könnte. Danach werde mithilfe von 
Abnahmemessungen gerade über-
prüft, ob die aufgrund der bewillig-
ten Betriebsparameter resultieren-
den elektrischen Feldstärken in der 
Umgebung der Anlage unterhalb 
des Anlagegrenzwerts lägen, da 
die rechnerische Prognose nicht al-
len Feinheiten der Ausbreitung der 
Strahlung Rechnung tragen könne. 
Eine Messung erfasse Signale aus 
allen Richtungen, womit der Mehr-
wegausbreitung und den Reflexio-
nen bei adaptiven Antennen Rech-

nung getragen werde.» 
Gutachten von einem Bundesamt 
sind immer 100% richtig, Gutachten 
von Beschwerdeführenden dage-
gen sind immer 100% falsch.
Beispiel Qualitätssicherungs-
system
Das Sicherheitssystem, welches der 
Bevölkerung angeblich garantiert, 

dass die in einer Baube-
willigung festgeschrie-
benen fernsteuerbaren 
Sendeparameter einer 
Mobilfunksendeanlage, 
wie Sendeleistungen, 
vertikale Senderichtun-
gen, Frequenzbereiche, 

Reduktionsfaktoren, Leistungsbe-
grenzungen usw, nie übersteuert 
werden und somit die Strahlungs-
grenzwerte angeblich immer und 
überall einghehalten sind, besteht 
zur Zeit aus 2 Arten von (elektroni-
schen) Postkarten.
Die Mobilfunkbetreiber senden alle 
zwei Wochen eine Postkarte an das 
Bundesamt für Kommunikation in 
Biel mit einer Liste von Sendepara-
metern von neu in Betrieb genom-
menen Anlagen und von allfälligen 
Mutationen (Updates) von beste-
henden Anlagen.
Die Mobilfunkbetreiber senden alle 

Gutachten von 
Beschwerdefüh-
renden sind im-

mer 100% falsch.
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zwei Monate eine Postkarte an je-
des kantonale oder städtische Um-
weltamt mit einer Liste der Anten-
nen auf welchen sie während der 
letzten zwei Monate die bewilligten 
Sendeparameter wann und wo und 
um wieviel nicht eingehalten hät-
ten.
Eine direkte Einsicht-
nahme in die in den 
Steuerzentralen ein-
gestellten Sollwerte 
und in die vor Ort 
auf den Antennen-
anlagen gefahrenen 
Istwerte besteht weder für das BA-
KOM noch für die kantonalen, noch 
für die städtischen Volzugsbehör-
den.
Die Vollzugsbehörden haben ein-
zig Einblick in die vom BAKOM auf 
Grund der eingegangenen Postkar-
ten nachgeführten Listen. Das ist 
der Stand der Dinge, welche das 
Bundesgericht zu beurteilen hatte.
Hier die Erkenntnis unserer fünf Si-
cherheitsspezialisten in Lausanne:
Erwägungen 9.5.5:  «Das BAFU hält 
in seiner Vernehmlassung schliess-
lich fest, es könne nicht gänzlich 
ausgeschlossen werden, dass die 
Abnahmemessungen und die Kon-
trollen durch die QS-Systeme auf-

grund unrichtiger Angaben oder 
Manipulationen der Betreiberinnen 
verfälscht würden. Jedoch führt das 
BAFU ebenso aus, dass das bei Mobil-
funkanlagen angewendete Kontroll-
instrumentarium (Dokumentation 
und Überprüfung der rechnerischen 

Prognose mithilfe des 
Standortdatenblatts, 
Vornahme von Ab-
nahmemessungen 
und laufende Be-
triebskontrollen mit-
tels QS-System) aus 
seiner Sicht sehr gut 

ausgebaut sei. Es stelle mit zumut-
barem Aufwand sicher, dass Mo-
bilfunkanlagen rechtskonform be-
willigt und betrieben würden und 
sowohl die Betreiberinnen im Rah-
men ihrer Eigenverantwortung als 
auch die Vollzugsbehörden Fehler 
und andere Abweichungen entdeck-
ten und solche schnell korrigiert 
würden.
Die bereits erwähnte schweizweite 
Kontrolle (vgl. oben E. 9.4) wird zei-
gen, ob die QS-Systeme ordnungs-
gemäss funktionieren. Im heutigen 
Zeitpunkt besteht nach den obigen 
Ausführungen und mit Blick auf die 
Vorbringen der Beschwerdeführen-
den keine Veranlassung, die Taug-

Das Qualitätssiche-
rungssystem sollte ga-
rantieren, dass Strah-

lungsgrenzwerte immer 
eingehalten werden.
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lichkeit der QS-Systeme zu vernei-
nen.»
Ahaa, die Betreiberinnen (wieso 
sind diese plötzlich weiblich?) stel-
len mit zumutbarem Aufwand im 
Rahmen ihrer Eigenverantwortung 
sicher, dass sie ihre Fehler selber 
entdecken und schnell korrigieren.
Anscheinend kann man sich den 
ganzen Unfug mit den Postkarten 
mit dem nötigen Kleingeld sogar 
noch zertifizieren lassen.
Zum Schluss noch die Sache  
mit dem Korrekturfaktor
In ihrem Abschmetterungsrausch 
und infolge ihrer mangelhaften 
Fachkenntnisse in der Funktechnik 
haben die fünf Bundesrichter of-
fensichtlich gar nicht bemerkt, dass 
sie, um den Mobilfunkbetreibern 
dienlich zu sein, diesen Punkt in der 
Beschwerde eigentlich als einzigen 
hätten gutheissen müssen.
Bisherige beliebte Praxis der Mo-
bilfunkbetreiber war und ist es, 
in der Baubewilligungsphase im 
Standortdatenblatt, Zusatzblatt 2, 
für die adaptiven 5G-Antennen im 
3400-3600MHz-Band  jeweils um 
den Faktor 2.5 bis 10 mal zu tiefe 
Sendeleistungen, ohne Geltend-
machung eines Korrekturfaktors 
anzugeben. Und dann später, nach 

erfolgter Inbetriebnahme, sich vom 
kantonalen Umweltamt mittels ei-
ner Bagatelländerung, ohne erneute 
Baupublikation, den Korrekturfak-
tor nachträglich doch noch bewilli-
gen zu lassen. Das heisst bei 5G, je 
nach Anzahl Subarrays des verwen-
deten Antennentyps, um den Faktor 
2.5 bis 10 stärker als im Baugesuch 
deklariert senden zu dürfen, ohne 
dass die Anwohnerschaft darüber 
informiert wird. Diese Praxis wur-
de von der Konferenz der kanto-
nalen Umweltdirektoren erfunden 
und als Empfehlung proklamiert. 
Da sich die französischsprachigen 
Kantone weigerten diesen faulen 
Trick anzuwenden, setzte der Bun-
desrat diesen als neuen Artikel 63 
in Anhang 1 am 17. Dezember 2021 
in die NIS-Verordnung. Von nun an 
war es Verordnung und nicht mehr 
bloss Empfehlung und auch die «re-
nitenten» Kantone mussten sich 
daran halten.
Dann kam am 6. Januar 2021 das 
Bernische Verwaltungsgericht und 
entschied: Nix da. Die Anwendung 
des Korrekturfaktors ist eine Ände-
rung einer Sendeanlage und erfor-
dert in jedem Fall ein erneutes Bau-
bewilligungsverfahren.
Das Bundesgericht hat die Auffas-
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sung der kantonalen Umweltdirek-
toren und des Bundesrates, dass die 
nachträgliche Anwendung des Kor-
rekturfaktors nicht eines erneuten 
Baubewilligungsverfahrens bedür-
fe, ein zweites Mal abgeschmettert.
Ob aus Mangel in Fachkenntnis-
sen oder einfach im Zuge der Ab-
schmetterungseuphorie bleibe 
dahingestellt. Erwägungen Punkt 
6.3.2: «Ebenso besteht keine Ver-
anlassung, im vor-
liegenden Verfahren 
auf den Korrektur-
faktor KAA einzuge-
hen und die diesbe-
züglichen Rügen und 
in diesem Zusam-
menhang gestellten 
Verfahrensanträge der Beschwer-
deführenden zu behandeln. Daran 
vermag nichts zu ändern, dass die 
Swisscom (Schweiz) AG in ihrer Ver-
nehmlassung an das Bundesgericht 
ausführt, die adaptiven Antennen 
bzw. deren Betrieb sollten nach Er-
langung der rechtskräftigen Baube-
willigung durch Aktualisierung des 
Standortdatenblatts an den Nach-
trag zur Vollzugsempfehlung an-
gepasst werden. Streitgegenstand 
ist die dem vorliegenden Verfahren 
zugrunde liegende Bewilligung, die 

für den Neubau einer Mobilfunkan-
lage erteilt wurde, bei welcher der 
Korrekturfaktor nicht angewendet 
wird. Dass die Vorinstanz erwogen 
hat, bei einer Leistungserhöhung 
infolge Berücksichtigung eines „Er-
leichterungsfaktors“ wäre mit stär-
keren Immissionen zu rechnen, eine 
solche Leistungssteigerung könnte 
nur in einem ordentlichen Verfah-
ren mit entsprechenden Einsprache-

möglichkeiten bewil-
ligt werden und nicht 
– wie die Beschwer-
deführenden mein-
ten – in einem sog. 
„Bagatellverfahren“, 
ist nicht zu beanstan-
den. Folglich wird ge-

gebenenfalls in einem späteren Ver-
fahren zu klären sein, ob die von der 
Swisscom (Schweiz) AG in Zukunft 
möglicherweise beabsichtigte Leis-
tungserhöhung im genannten Sinn 
zulässig wäre (vgl. angefochtenes 
Urteil, E. 4.8).»
Diese Abschmetterung, ob bewusst 
oder unbewusst, ob in Kenntnis 
oder Unkenntnis der zu erwarten-
den Folgen gemacht, birgt unge-
heure Sprengkraft. Bedeutet diese 
doch
erstens das Ende der nachträglich 

Die Anwendung des 
Korrekturfaktors ist 

und bleibt eine Ände-
rung der Sendeanlage.
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zu erstellenden Bagatellbewilligun-
gen für die Hochrüstung auf adapti-
ves 5G lediglich mittels nachträglich 
nachgereichtem Zusatzblatt 2 im 
Standortdatenblatt und
zweitens für alle bereits auf diese 
hinterlistige Art hochgerüsteten 
Anlagen die sofortige Abschaltung 
und anschliessende Durchführung 
eines neuen Baubewilligungsver-
fahrens mit allen Einsprachemög-
lichkeiten.  Allerdings muss sich die 
Anwohnerschaft dazu aufraffen, 
solche Verfahren einzuleiten. Die 
Schutzorganisationen vor NIS wer-
den das zu nutzen wissen.

Schlussbemerkungen
Ein Grundsatzurteil zum Schutz 
der Mobilfunklobby hätte es wer-
den sollen. Herausgekommen ist ei 
höchst revisionsbedürftiges Fehlur-
teil.
Kommt dazu, dass dieses längst 
nicht auf alle Antennenprojek-
te passt. Sicher nicht auf adaptive 
5G-Sendeantennen mit Leistungen 
über 100Watt ERP und nicht auf 
solche mit eingetragenen Korrek-
turfaktoren. Erst recht nicht auf An-
lagen ausserhalb des Wohngebietes 
oder auf solche mit speziellen Lang-
strecken 5G-Antennen.


